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V o r w o r t 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
wieder ist ein Jahr zuende und wir erstatten nach Feststellung der Bilanz durch die 
Delegiertenversammlung Bericht aus unserem Versorgungswerk. 
 
Das Versorgungswerk konnte auch im Kalenderjahr 2000 mit einer aktiven Diversifikation des 
angelegten Vermögens den Rechnungszins weit übertreffen und so die im Kalenderjahr 1999 notwendig 
gewordenen Sonderabschreibungen aus dem Immobilienbestand ausgleichen. 
 
Informationen über das Versorgungswerk, verbreitet über entsprechende Medien, die Lage an den 
Kapitalmärkten, die bereits im Jahr 2000 nicht nachhaltig positiv waren, und ein Zinsniveau, mit 
welchem sich der Rechnungszins eines Versorgungswerkes kaum erzielen läßt, führen bei vielen 
Mitgliedern zur Verunsicherung über die zugesagte Versorgung. 
 
Es stellt sich angesichts der unbestimmten weiteren Verläufe an den Kapitalmärkten bei negativen 
wirtschaftlichen Vorzeichen, einer Tiefzinssituation sowie der noch vorhandenen Lücke im 
Deckungsstock, die sich aus der 1997 statistisch ermittelten Längerlebigkeit der Mitglieder der 
berufsständischen Versorgungswerke und den Fehlern im EDV-Datenbestand des VZB ergeben hat, die 
Frage, inwieweit die vorhandenen Anwartschaften vollständig gedeckt werden können. 
 
Anders als in den Vorjahren wird auf Beschluß der Delegiertenversammlung der Zahnärztekammer 
Berlin vom 7. Dezember 2000, gemäß § 24 Absatz 3 der Satzung, nach Bereinigung der Datenbestände 
ein versicherungsmathematisches Gutachten für die Kalenderjahre 1999 bis 2001 erstellt und daraus der 
notwendige Deckungsstock errechnet. Sobald dieses im Herbst 2002 vorliegt, wird weiter zu berichten 
sein. 
 
Bereits seit Amtsantritt des derzeitigen Verwaltungsausschusses im Mai 1999 wurde eine 
Bestandsaufnahme des Zustandes der Verwaltung und der technischen und sachlichen Ausstattung 
eingeleitet. Mit Arbeitsaufnahme des neuen Direktors im Januar 2000, der Einstellung von weiteren 
Fachkräften sowie einer Modernisierung der Technik konnte die Aufarbeitung der vorgefundenen 
Probleme in Angriff genommen werden. Aufgrund der Vielzahl der Probleme und der damit verbundenen 
Komplexität konnten noch nicht alle Probleme abschließend gelöst werden.  
 

 



 

Im Bereich der Mitgliederverwaltung werden die Bestandsdaten und der jeweilige Mitgliederstatus 
systematisch überprüft, der technische Geschäftsplan entsprechend der geltenden Satzung korrigiert und 
die Beitragsfestsetzungen neu überarbeitet. Im Rahmen der Einführung einer komplett neuen EDV-
Anwendung im Bereich der Mitgliederverwaltung werden Altdaten neu aufgearbeitet und die zuvor nicht 
kompatiblen Einzelsysteme in eine Anwendung integriert. Diese Arbeiten werden noch weiter andauern 
und sind unumgänglich, um eine leistungs- und aussagefähige Verwaltung zu gewährleisten. 
 
Wir bitten um Verständnis, daß aufgrund der Vielzahl der zu bearbeitenden Fälle längere 
Bearbeitungszeiten vorübergehend nicht zu vermeiden sind, um einen gesicherten Status im 
Versicherungsbestand zu erreichen, der letztlich die korrekte Berechnungsgrundlage für den 
Deckungsstock bildet. Unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter arbeiten kontinuierlich mit zusätzlicher 
Unterstützung durch Zeitkräfte an dieser Aufgabe.  
 
Der von der Delegiertenversammlung am 16. November 2000 ins Leben gerufene Satzungsausschuß hat 
seine Arbeit aufgenommen und arbeitet mit Hochdruck an der Schaffung einer komplett neuen Satzung. 
Hierbei soll ein – natürlich juristisch einwandfreies – Konstrukt entstehen, welches logisch aufgebaut 
und inhaltlich für die Mitglieder verständlich ist. Erklärter Wille der Vorstände der beteiligten Kammern 
und des Satzungsausschusses ist dabei die satzungsgemäße Gremienbesetzung unter Berücksichtigung der 
Mitgliederzahlen aus den jeweiligen Kammerbereichen 
 
Wenngleich bereits viel geschafft wurde, so liegt vor unserem Versorgungswerk noch ein weiter und 
schwieriger Weg, der nur dann geschafft werden kann, wenn Mitglieder, Verwaltung und 
Geschäftsführung gemeinsam daran mitwirken. 
 
 
 
 
 
A. Essink      R. Janowski 
Vorsitzender des     stellv. Vorsitzender des 
Verwaltungsausschusses    Verwaltungsausschusses 
 
 



 

 

2. Allgemeines 
 
 
- Mitgliederentwicklung 
 
Die Zahl der aktiven Mitglieder ist auch im Jahr 2000 weiter gestiegen. Die ausgeschiedenen Mitglieder mit 
Anwartschaft werden erstmals als eigene Gruppe ausgewiesen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
- Verteilung Mitglieder- zu Rentnerbestand 
 
 
 
Die Entwicklung des Mitglieder- 
und Rentenbestandes erfolgt in 
konstanter Korrelation zueinander. 
aufgrund der Altersverteilung der 
Mitglieder der Zahnärztekammern 
der drei beteiligten Bundesländer 
ist auch noch weiterhin mit einem 
verhaltenen Anstieg der Zahl 
aktiver Mitglieder zu rechnen. 
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- Verteilung der laufenden Renten 

 
Die Verteilung der laufenden Renten zeigt seit 1998 eine verstärkte Zunahme an laufenden 
Berufsunfähigkeitsrenten. Dies ist unter anderem auf die gestiegene Mitgliederzahl und der 
summarischen Erhöhung des versicherten Risikos zurückzuführen. 
- Beitragseinnahmen, Vermögenserträge und Rentenzahlungen 
 

 
Der Vergleich der laufenden Beitragseinnahmen zu den geleisteten Renten zeigt, daß das VZB ein 
hinsichtlich des Durchschnittsalters junges Versorgungswerk ist. Von einem Wachstum noch über 
mehrere Jahrzehnte ist auszugehen. Die erreichte Höhe der Kapitalanlagen zeigt im Vergleich zum 
Beitragsaufkommen, wie wichtig die begonnene Professionalisierung der Vermögensanlagen ist. 
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- Vermögensverteilung 
 

 
 
 
Die Vermögensverteilung zeigt in der Entwicklung das stetige Wachstum des Versorgungswerkes. Die 
bereits im Kalenderjahr 1999 begonnene Neustrukturierung der Kapitalanlagen wurde in 2000 
konsequent fortgesetzt. Der auffallend hohe Kassebestand zum Jahresultimo bestand aus Festgeldanlagen, 
die für die Neuauflage eines Fonds im Folgejahr reserviert wurden. 
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1. Rechtliche Grundlagen, Aufsichtsbehörde 
 
 
Das Versorgungswerk der Zahnärztekammer Berlin (VZB) ist die Pflichtversorgungseinrichtung 
der Zahnärzte in Berlin, Bremen und Brandenburg. 
 
Rechtsgrundlage für die Gründung und den Betrieb des Versorgungswerkes ist das Berliner 
Kammergesetz zuletzt geändert am 05. Oktober 1999 und die hiernach erlassene Satzung. 
 
Das Versorgungswerk wurde zum 01.10.1965 gegründet. Es gilt seit dem 01.12.1989 die 
Neufassung der Satzung vom 13.11.1989, zuletzt geändert zum 01.01.2001. 
 
Die Mitglieder der Zahnärztekammer Bremen haben sich gemäß Beschluss der 
Delegiertenversammlung vom 22.04.1966 und mit Zustimmung der Aufsichtsbehörde mit gleichen 
Rechten und Pflichten als Pflichtmitglieder dem Versorgungswerk der Zahnärztekammer Berlin 
angeschlossen. 
 
Als freiwillige Mitglieder sind die Angehörigen der Tierärztekammer Berlin entsprechend dem 
Beschluss der Delegiertenversammlung vom 29.10.1969 und mit Zustimmung der 
Aufsichtsbehörde mit gleichen Rechten und Pflichten dem Versorgungswerk der 
Zahnärztekammer Berlin beigetreten. 
 
Mit Beschluss der Delegiertenversammlung vom 24.10.1991 und mit Zustimmung der 
Aufsichtsbehörde haben sich die Mitglieder der Landeszahnärztekammer Brandenburg mit 
gleichen Rechten und Pflichten als Pflichtmitglieder dem Versorgungswerk der Zahnärztekammer 
Berlin zum 01.02.1992 angeschlossen. 
 
Die Satzung des Versorgungswerkes Berlin findet auf die Bremer Mitglieder, die tierärztlichen 
Mitglieder und auf die Brandenburger Mitglieder entsprechend Anwendung. 
 
Das Versorgungswerk der Zahnärztekammer Berlin steht unter der Aufsicht der Senatsverwaltung 
für Arbeit, Soziales und Frauen sowie für die versicherungsmathematischen Grundlagen unter der 
Fachaufsicht der Senatsverwaltung für Wirtschaft und Betriebe. Die Prüfung des 
versicherungsmathematischen Gutachtens erfolgt im Wege der Amtshilfe durch das 
Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswesen. 
 
 
 
 



 

 
2. Der Vorstand 
 
Dem Vorstand der Zahnärztekammer Berlin gehörten im Geschäftsjahr 2000 an: 
 
 
  als Vorsitzender: Präsident Dr. Christian Bolstorff 
 
     Vizepräsident Dr. Jürgen Gromball 
 
  als Beisitzer:  Dr. Lewon Tunjan 
 
     Dr. Arndt Gerstenberger 
 
     Dr. Lore Gewehr 
 
     Dr. Peter-Michael Troester 
 
     Dr. Herbert Rukat 
 
 
Der Vorstand der Zahnärztekammer Berlin nimmt gemäß § 4 der Satzung die Funktion des 
Aufsichtsorgans wahr. Er ist satzungsgemäß die Widerspruchsinstanz des Versorgungswerkes. 
 
Des weiteren bestellt der Vorstand im Einvernehmen mit der Delegiertenversammlung und dem 
Verwaltungsausschuss den mathematischen Sachverständigen und den Finanzsachverständigen. 



 

 
3. Der Verwaltungsausschuss 
 
Dem Verwaltungsausschuss gehörten im Geschäftsjahr 2000 an: 
 
 

als Vorsitzender:  Albert Essink, Berlin 
 
als stellvertretender 
Vorsitzender:   Rolf Janowski, Berlin 
 
als Beisitzer:  Dr. Peter E. Gutsche, Berlin 
 
 Dr. Gunnar Hoops, Bremen 
 
 Dr. Marius Radtke, Berlin 
 
 Dr. Dirk Weßlau, Brandenburg 

 
Dem Verwaltungsausschuss sind die vom Vorstand bestellten Sachverständigen beigeordnet: 
 
als Finanzsachverständiger  bis 31.07.2000 Bankdirektor Rudolf Reil, Düsseldorf 
     seit 01.01.2001  Bankdirektor a.D. Ulrich Dassel, Berlin,  
 
als mathematischer Sachverständiger Dipl.-Mathematiker Hans-Jürgen Knecht, 
       Düsseldorf 
 
Der Verwaltungsausschuß bildet gemäß § 5 der Satzung die Geschäftsführung des 
Versorgungswerkes. 
 
 



 

 
4. Personalbestand: 
 
 
Seit dem 01.01.2000 steht der Verwaltung des Versorgungswerkes der Direktor, Herr Dipl.-
Verwaltungswirt Ralf Wohltmann vor. Der bisherige kommissarische Geschäftsführer, Herr Hans 
Pribbenow, stand beratend bis zum 30.04.2000 zur Verfügung. 
 
Die nachfolgende Gegenüberstellung stellt die Entwicklung des Personalbestandes zum 
31.12.2000 dar: 
 
 

Abteilung Mitarbeiter per 
31.12.1999 

Mitarbeiter per 
31.12.2000 

Mitarbeiter per 
30.06.2001 

    
Sekretariat 1 2 2 
    
EDV/Informatik 1 1 1 
    
Versicherungsmathematik - 1,5 1 
    
Mitgliederverwaltung 4 3 4 
    
Finanzbuchhaltung 4 3 3 
    
Immobilienverwaltung 7 4,5 4 
    

 
 
Die Immobilienverwaltung des VZB wird im Bereich der technischen Immobilienbetreuung teilweise 
durch ein externes Architekturbüro unterstützt. Auf die Darstellung der in den Immobilien 
größtenteils geringfügig beschäftigten Hausmeistern wird hier verzichtet. 
 
Neben den vorgenannten dauerhaften Stellen wurden im Kalenderjahr 2000 noch zusätzliche 
kaufmännische Kräfte auf Zeit eingestellt. Diese unterstützen unsere Mitarbeiter bei der 
Aufbereitung fehlender oder mangelhafter Datenbestände. Der vorhandene Datenbestand wird 
insgesamt überprüft und bereits erkannte Fehler werden anhand von vorbereiteten Prüfbögen 
erfasst. 
 
Ein neues Organigramm auf der Basis der neuen Verwaltungsstruktur des Versorgungswerkes 
wurde nebst den zugehörigen Stellenbeschreibungen erarbeitet. Die neuen Leitungspositionen 
der Abteilungen sind weitgehend besetzt. Zum 01.01.2001 ist eine neue Hauptsachbearbeiterin in 
der Buchhaltung eingestellt worden, im Frühjahr 2001 die vierte Sachbearbeiterin der 
Mitgliederverwaltung.  
 
Teilweise ergeben sich die Veränderungen in der Stellenzahl durch die mit der Umstrukturierung 
verbundene Veränderung von Zuständigkeiten. 
 



 

 
5. Mitgliederbewegung 
 
Der Mitgliederbestand entwickelte sich bis zum 31.12.2000 wie folgt: 
 

01.01.2000 Zugang Abgang 31.12.2000
Zahnärzte Berlin 3452 93 87 3458
Zahnärzte Bremen 455 27 17 465
ZÄ Brandenburg 1334 36 10 1360
Tieräzte Berlin 368 1 7 362
Ausgeschieden mit Anwartschaft 97 58 3 152
AKTIVE Mitglieder gesamt 5706 215 124 5797
Altersrenten 297 20 1 316
BU-Renten 75 18 0 93
Witwen/rrenten 130 16 0 146
Waisenrenten 50 10 1 59
Rentenempfänger gesamt 552 64 2 614
Gesamt 6258 279 126 6411  
 
Nach Überprüfung der Zuordnungen der Mitglieder im Rahmen der EDV-Umstellung wurde die 
Statistik zum 01.01.2001 neu aufgesetzt. 
 
Die Zahl der Gesamtmitglieder ist gegenüber dem Vorjahr um 153, die Zahl der Rentner um 62 
gestiegen. 
 
Den 52 Mitgliedszugängen mit Beitragsüberleitung aus einem anderen Versorgungswerk standen 
57 Mitgliedsabgänge mit Beitragsüberleitung in ein anderes Bundesland gegenüber. 
 
 
6. Vermögensanlagen 
 
Nachdem im Sommer 2000 im Rahmen der Neustrukturierung der Vermögensanlagen für einen 
umfangreichen Beauty-Contest ein Consultant unterstützend hinzugezogen wurde, wurde dieser 
ab Herbst 2000 für das Jahr 2001 unterstützend mit der Entwicklung einer monatlichen 
konsolidierten Vermögensübersicht mit den dazugehörigen Kennzahlen und der Aufarbeitung der 
Vermögensstruktur beauftragt. 
 
Darüber hinaus wurde vom Vorstand im Einvernehmen mit der Delegiertenversammlung und dem 
Verwaltungsausschuß satzungsgemäß ein neuer Finanzsachverständiger bestellt. 
 
Die Lage am Aktienmarkt trifft auch die Vermögensanlagen des Versorgungswerkes. Da der 
rasante Verfall des Aktienmarktes für kaum jemanden in diesem Umfang vorhersehbar war, 
konnten Abschreibungen nicht vermieden werden. Trotz und auch wegen der in Kauf genommen 
Abschreibungen in diesem Bereich, wurde entschieden, die Fondsinvestitionen im Aktienbereich 
nicht abzustoßen sondern im Rahmen der langfristigen Ziele beizubehalten und die Markterholung 
abzuwarten. 
 
Auch im Berichtsjahr wurde zum Jahresultimo ein hoher Kassenbestand zur Auflegung eines 
neuen Spezialfonds mit einem internationalen Aktienmandat gehalten, die im Februar 2001 
erfolgte. 
 
Das Vermögen war im Kalenderjahr 2000 unter Wahrung einer angemessenen Mischung und 
Streuung mit einer Bruttoverzinsung von 9,02 % bzw. einer Effektivverzinsung von 6,91 % ohne 
Berücksichtigung der in 2000 auf den Bremer Immobilienbestand noch vorgenommenen 
außerplanmäßigen Abschreibungen angelegt. 
 
Der Immobilienbestand 
 



 

Der Berliner Immobilienbestand des Versorgungswerkes wurde bereits in 1999 einer kompletten 
Neubewertung unterzogen. Für die Objekte in Bremen und Oldenburg wurden im Kalenderjahr 
2000 die Gutachten zur Bewertung eingeholt und in die Bilanz eingearbeitet. 
 
Das Objekt Cunostraße in Berlin Wilmersdorf war stark sanierungsbedürftig und wurde im 
Berichtsjahr weit über Verkehrswert veräußert. 
 
Zur Abrundung des Borsighausareals wurde im Frühjahr das Objekt Schlegelstraße 4 erworben. 
Nachdem man sich vom bisherigen Architektenteam getrennt hatte, wurde das Büro Léon, 
Wohlhage, Wernig beauftragt, ein entsprechendes Konzept zukunftsweisend zu erarbeiten. 
 
Im Bereich der Bremer Objekte ist im Mai 2001 ein Großbrand in einer Diskothek im Objekt 
Lilienthal erwähnenswert, bei dem glücklicherweise kein Personenschaden entstanden ist. 
Hinsichtlich der Brandursache ermittelt die Kriminalpolizei. 
 
7. Das Jahr 2000 im Überblick, die mittelfristigen Maßnahmen, der Ausblick: 
 
Im Berichtsjahr wurden die Grundsteine zur Einführung der neuen EDV-Anwendungen durch die 
Installation des neuen Hardware-Systems gelegt. Die Entscheidung für die neue 
Verwaltungssoftware der Mitgliederverwaltung wurde getroffen und umgehend mit der Anpassung 
an das Berliner Satzungssystem begonnen, um die Inbetriebnahme zum 01.01.2001 zu 
gewährleisten. 
 
Die Umstellung im Dezember 2000 mit der dazugehörigen Datenübernahme gestaltete sich 
aufgrund der Inkompatibilität der bisherigen Systeme zueinander und der teilweise doppelten und 
fehlerhaften Daten schwieriger als erwartet. 
 
Die Aufarbeitung dieser Datenprobleme einschließlich einer Kontenklärung je Mitglied ist in vollem 
Gange, wird aber aufgrund des Umfanges noch einige Zeit in Anspruch nehmen. 
 
Die Entscheidung für die neue Software in der Immobilienverwaltung ist getroffen, der Einsatz wird 
aber erst zum 01.01.2002 mit der EURO-Umstellung erfolgen, damit eine vollständig neue 
Erfassung der Stammdaten mit gleichzeitiger Bereinigung des Bestandes erfolgen kann. 
 
Eingesetzt wurde im Berichtsjahr ebenfalls erstmals das neue Wertpapierverwaltungssystem. Die 
Dateneingabe für das Jahr 2000 war wegen der sehr unterschiedlichen Struktur der Wertpapiere 
komplizierter als erwartet. Damit das Versorgungswerk die Leistungsfähigkeit des Systems 
ausreichend prüfen kann, steht uns die Software als kostenlose Testversion bis zum Jahresende 
2002 zur Verfügung.  
 
Die rückwirkend zum 01.01.1999 vorgenommene Satzungsänderung konnte nach der Beseitigung 
von einigen Schwierigkeiten im Datenbestand umgesetzt werden, die daraus resultierenden 
Beitragserstattungen sind inzwischen weitgehend ausgezahlt. 
 
Im November 2000 wurde von der Delegiertenversammlung eine weitere umfassende 
Satzungsänderung zum 01.01.2001 beschlossen, die von der Senatsaufsicht zwischenzeitlich 
vollumfänglich genehmigt wurde. Hiermit wurden kurzfristig die aktuellen Probleme in der 
Anwendung der Satzung behoben. 
 
Der von der Delegiertenversammlung gewählte Satzungsausschuß, dem neben den Mitgliedern 
des Verwaltungsausschusses Herr Winnetou Kampmann, Mitglied der DV der ZÄK Berlin 
angehört, arbeitet an einer völligen Neuentwicklung der Satzung des VZB. 
 
Wie von der Delegiertenversammlung beschlossen, wird auch der Überschuß des Berichtsjahres 
auf das Folgejahr übertragen um für die Kalenderjahre 1999 bis 2001 ein gemeinsames 
versicherungsmathematisches Gutachten zu erstellen. 
 



 

Nach 35 Jahren Versorgungswerk wurden für den Verwaltungsauschuß erstmals sowohl eine 
Geschäftsordnung als auch Richtlinien für Kapitalanlagen durch den Verwaltungsausschuß 
erarbeitet und auf Empfehlung des Vorstandes der ZÄK Berlin von der Delegiertenversammlung 
beschlossen. 
 
Das im Frühjahr 1999 vom Vorstand der ZÄK Berlin angestoßene Ermittlungsverfahren ist bei der 
Kriminalpolizei nach wie vor nicht abgeschlossen. Von unserer Seite wird die Ermittlungsarbeit in 
jeglicher Form unterstützt, wir erhalten jedoch, wie bei laufenden Verfahren üblich, keinen Einblick 
in den Stand der Ermittlungen. 
 
Die vorstehenden Ausführungen machen deutlich, daß das Versorgungswerk die vorhandenen 
Probleme erkannt hat und an einer Lösung arbeitet, aber dennoch sei nochmals darauf 
hingewiesen, daß eine gewissenhafte Aufarbeitung von Problemen, die in über 30 Jahren 
entstanden sind, zeitaufwendig ist und nur Schritt für Schritt erfolgen kann. Lediglich beispielhaft 
sei hier erwähnt, daß zwischenzeitlich über 1000 Mitgliedsakten geprüft wurden. 
 
Die Deckungslücke von 140 Mio. DM, die aus der Längerlebigkeit der Mitglieder resultiert, sowie 
der bisher nur pauschal ermittelbare Rückstellungsbedarf aus den vermuteten Datenfehlern von 
ca. 40 bis 60 Mio. DM wird in den nächsten Jahren zu einem Dynamikverzehr führen.  
 
8. Ausblick 
 
Die EDV-Entwicklung wird im Kalenderjahr 2001 zuende geführt werden, der Personalbestand im 
Rahmen des neuen Organigramms seine endgültige Struktur erhalten. 
 
Für die Aufarbeitung der aus der Vergangenheit stammenden Probleme wurde zwischenzeitlich 
mit dem beauftragten Wirtschaftsprüfungsbüro eine begleitende Prüfung vereinbart, die eine 
kontinuierliche unterjährige Abarbeitung ermöglicht. 
 
Die vorhandenen Mitgliedsdaten werden im Rahmen einer Kontenklärung mit Fragebögen und 
Versicherungsverläufen sukzessive mit jedem einzelnen Mitglied abgeklärt und aktualisiert. 
 
Die Eigenbestände der Kapitalanlagen werden im Kalenderjahr 2001 analysiert sein. Die 
unerwartete extrem ungünstige Situation am Kapitalmarkt wird das operative Ergebnis des Jahres 
2001 deutlich negativ beeinflussen; ein weiterer negativer Trend würde auch Einfluß auf die 
Versicherungsmathematik haben. Zum Jahreswechsel 2001/2002 wird der € als Hauswährung 
komplett eingeführt werden. Teile des Berichtswesens werden im Laufe des Jahres 2001 bereits 
intern umgestellt. 
 
 
 
 
 
 
   
Dr. Christian Bolstorff 
Präsident 

 Albert Essink 
Vorsitzender des 
Verwaltungsausschusses 

 
 


